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„Grundsätze der Förderung der spezialisierten Beratung bei sexualisierter Gewalt 
gegen Kinder und Jugendliche“ 

 

 

I. Förderziele und Rechtsgrundlagen 

Ziel der Landesregierung ist es, Kinder und Jugendliche besser vor sexualisierter Gewalt 

zu schützen und schnelle Hilfe für Betroffene und ihre Familien zu ermöglichen. Hierzu 

sollen u. a. vorhandene spezialisierte Beratungsstrukturen und -angebote ausgebaut so-

wie zusätzliche Beratungsangebote geschaffen werden. 

Kinder, Jugendliche und junge Volljährige bis 27 Jahre, die Opfer von sexualisierter Ge-

walt geworden sind, sowie ihre Familien sollen durch die spezialisierte Fachberatung er-

reichbare, rasche, qualifizierte und auf ihre Situation zugeschnittene Hilfe, psychosoziale 

Beratung und/ oder Therapieangebote erhalten. Zugleich sollen Jugendämter und freie 

Träger, Kindertageseinrichtungen und weitere Einrichtungen auf spezialisierte Fachbera-

tungsangebote in erreichbarer Nähe zugreifen können. 

Dazu gewährt des Land den freien und öffentlichen Trägern von Familienberatungsstel-

len nach Maßgabe dieser Fördergrundsätze, der §§ 23 und 44 Landeshaushaltsordnung 

NRW (LHO NRW) und der dazu gehörenden Regelungen sowie unter Berücksichtigung 

der Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von Familienbera-

tungsstellen vom 17.12.2014 einen Zuschuss zu den Personalkosten. 

 

II. Fördergegenstand 

Fördergegenstand ist der personelle Ausbau vorhandener sowie neuer spezialisierter Be-

ratungsangebote und -strukturen mit zusätzlichen geeigneten Fachkräften. Die Förde-

rung wird in Höhe von mindestens 0,5 VZÄ pro Fachkraft gewährt. 

Gefördert werden ausschließlich Personalkosten. 

Eine Förderung kann ab dem laufenden bzw. dem folgenden Haushaltsjahr beantragt 

werden. Träger, die beabsichtigen einen Antrag zu stellen, müssen zuvor in einem vor-

gelagerten Verfahren ihr Interesse bekunden. 

 

III. Fördervoraussetzungen 

Folgende Anforderungen müssen bei der Antragstellung erfüllt sein: 

- Die Träger der Beratungsstellen erhalten eine Förderung gemäß den Richtlinien 

über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von Familienberatungsstel-

len vom 17.2.2014 (SMBI. NRW 21630) oder 

bei Trägern, die bislang keine Landesförderung nach den Richtlinien über die Ge-

währung von Zuwendungen zur Förderung von Familienberatungsstellen vom 

17.2.2014 (SMBI. NRW 21630) erhalten, muss der jeweilige Trägerverband bei 

der Antragstellung prüfen und rechtsverbindlich bestätigen, dass die Fördervo-

raussetzungen der o. g. Richtlinien für Beratungsstellen für Kinder-, Jugendliche 
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und Eltern- / Erziehungsberatungsstellen (Nr. 4.3.1 der Richtlinien) oder für Anlauf- 

und Beratungsstellen bei Misshandlung, Vernachlässigung und sexuellem Miss-

brauch von Kindern (Nr. 4.3.4 der Richtlinien) erfüllt sind. 
Geförderte Einrichtungen müssen ihre Beratungsarbeit auf der Grundlage freiwilliger Inan-
spruchnahme und ohne Erhebung eines Leistungsentgelts leisten, soweit nicht Ansprüche 
gegen andere Kostenträger gegeben sind (Nr. 4.1 der Richtlinien). 

- Bei bereits bestehenden Beratungsstellen ist das Personal zusätzlich einzustellen. 

Der Beschäftigungsumfang muss mindestens 0,5 VZÄ betragen. 

- Bei neu einzurichtenden Beratungsstellen sind mindestens 1,5 VZÄ zu beantragen 

und ist ein Team aus mindestens drei Fachkräften sicherzustellen. 

- Das zusätzlich eingestellte Personal verfügt über eine psychologische, sozialpä-

dagogische/sozialarbeiterische, heilpädagogische oder pädagogisch-therapeuti-

sche Qualifikation i.S.d. Nr. 4.3.1 der o.g. Richtlinien. 

- Für die Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und jungen Volljährigen bis 27 Jahre mit 

sexualisierten Gewalterfahrungen sowie Familien mit Kindern unter 21 Jahren ist 

eine entsprechende Fort- bzw. Weiterbildung der einzustellenden Fachkräfte ge-

mäß den Regeln des fachlichen Könnens im Beratungswesen (Nr. 1.2 der o.g. 

Richtlinien) zu gewährleisten. Der Anteil der Fachkräfte mit einer traumatherapeu-

tischen Zusatzqualifikation soll erhöht werden. 

- Der beantragte Aus- bzw. Aufbau der Beratungsstruktur trägt vorrangig zum flä-

chendeckenden Ausbau des Beratungsangebots in NRW bei. Nach Vorlage der 

Anträge entscheidet zunächst die regionale Verteilung. Die Beratungstätigkeit soll 

die Bedarfe über die kommunalen Grenzen hinaus abdecken. Im Antrag ist das 

erwartete Versorgungsgebiet (anhand der Jugendamtsbezirke bzw. PLZ/Ort) darzu-

stellen. 

- Das beantragte Beratungsangebot muss Teil der örtlichen Jugendhilfeplanung 

sein. Der Beschluss des Jugendhilfeausschusses bezüglich der Einbeziehung des 

Beratungsangebotes in die örtliche Jugendhilfestruktur sowie in regionale Maß-

nahmen nach § 8a SGB VIII soll dem Antrag beigefügt werden. Der Beschluss ist 

spätestens alle fünf Jahre erneut beizubringen. 

- Die Einbindung in regionale Netzwerkarbeit mit Partnern anderer Systeme wie Po-

lizei, Justiz, Gesundheitswesen, etc. ist zu gewährleisten. 

- Es ist sicherzustellen, dass spezialisierten Fachkräften ein fachspezifischer kolle-

gialer Austausch und Intervision sowie die Teilnahme an Vernetzungstreffen mit 

anderen spezialisierten Fachkräften im Kontext sexualisierter Gewalt gegen Kin-

der und Jugendliche ermöglicht werden. 

- Es ist zu gewährleisten, dass die durch präventive Arbeit entstehenden Bedarfe 

(Beratung, Intervention etc.) bedient werden können. 

- Gefördert werden Angebote der Prävention, Intervention, Diagnostik (im Sinne ei-

ner psychosozialen diagnostischen Abklärung) sowie Aufgabenwahrnehmung in 
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der therapeutischen Begleitung, Nachsorge, Stabilisierung von Bezugspersonen 

sowie bei der Erarbeitung von Stellungnahmen. 

- Um die Qualität der spezialisierten Beratung sicherzustellen, ist dem Antrag ein 

Beratungskonzept beizufügen, das über die o.g. Vorgaben der Richtlinien hinaus 

auch die derzeit vorhandene Expertise und damit verbundenen Erkenntnisse der 

spezialisierten Beratungsstellen gegen sexualisierte Gewalt berücksichtigt. Bei-

spielhaft wird auf die aktuell gültigen Qualitätsmerkmale der Fachverbände ver-

wiesen. 

 
IV. Empfänger der Fördermittel 
 

Empfänger der Fördermittel sind anerkannte Träger der öffentlichen und freien Jugend-

hilfe. 

Gefördert werden auch Verbünde bzw. Kooperationen von Beratungsstellen, die die Ver-

sorgung überregional sicherstellen. 

 
V. Berechnungsgrundlage, Auszahlung 
 

Zuständige Bewilligungsbehörden sind die Landschaftsverbände. 

Für die Förderung der VZÄ setzt das zuständige Ministerium analog der 5.4.1 der o.g. 

Richtlinien Förderpauschalen fest. Die Festlegung erfolgt jährlich in Höhe von 80% der 

nach Satz 2 ermittelten Grundlage. 
 
 
VI. Schlussbestimmung 
 
Die Fördergrundsätze treten am 17.02.2021 in Kraft. 


